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Reinhard Schade

Liebe Kolleginnen und Kollegen,

die Landtagswahl liegt gerade erst wenige Wo-
chen zurück. Eine neue Regierung wird Sach-
sen erst in ein paar Wochen erhalten. Bis dahin 
wird der SRV hauptsächlich hinter den Kulissen 
für Sie wirken. Wir wollen den Koalitionspart-
nern möglichst viel an Innensicht aus der Justiz 
vermitteln und hoffen, dass so einiges, was uns 
am Herzen liegt, auch in den Koalitionsvertrag 
gelangen wird. Dann besteht die Möglichkeit, 
es innerhalb der Legislaturperiode auch zu 
verwirklichen. Die Erfahrung hat gezeigt, dass 
später vorgebrachte Themen eher geringen Wi-
derhall in der Politik finden. Nutzen wir also das 
Zeitfenster der Sondierungs- und Koalitionsver-
handlungen! Dr. Alexander Brech fasst in sei-
nem Beitrag die Positionen und Perspektiven 
zusammen.

Auf der politischen wie der justizinternen Ebe-
ne ist die Mitbestimmung für unseren SRV stets 
ein ganz wichtiges Thema. Dazu gehört auch, 
jährlich eine Fortbildungsveranstaltung zur Mit-
bestimmung zu organisieren. Karin Schreitter-
Skvortsov berichtet über die zurückliegende 
Tagung.
 
Zugleich ist es wichtig, dass wir uns selbst im-
mer wieder vergewissern, woher wir kommen, 
wer wir sind und was den Anspruch an unsere 
Arbeit bildet. Dieses Heft bietet dazu doppelte 
Gelegenheit. Susanne Vogt, die im SRV und im 
DRB seit vielen Jahren das Thema richterliche 
Ethik bearbeitet, stellt den aktuellen Stand der 
Leitideen und ihre praktische Umsetzung vor. 

Zudem wirft Dr. Andreas Stadler einen Blick auf 
die Weimarer Verfassung und ihre Bedeutung 
für die Entwicklung der richterlichen Unabhän-
gigkeit.

In nicht alltägliche Seiten des staatsanwalt-
lichen Dienstes führen Karin Schreitter-Skvor-
tsov und Franziska Heerwig, indem sie die 
Arbeit in einem europäischen Ermittlungsteam 
und beim Generalbundesanwalt vorstellen und 
sicher auch für den ein oder anderen Leser in-
teressante persönliche Perspektiven aufzeigen.

Gleich wie viel Neuanfang auch immer sein 
mag, eines bleibt beständig: Der Sächsische 
Richterverein ist für Sie da. Gemeinsam errei-
chen wir viel für den Rechtsstaat, für die Justiz 
und für unseren Berufsstand!

Ich wünsche Ihnen eine interessante Lektüre 
dieses Hefts.

Ihr
Reinhard Schade

Editorial

Immer wieder ein Neuanfang



INFO 2/20194

Landtagswahl 2019

Eine spannende Wahlkampfzeit im Freistaat Sach-
sen mit bundesweiter Aufmerksamkeit liegt hinter 
uns. Nachdem CDU-Ministerpräsident Stanislaw 
Tillich im Herbst 2017 nach der Bundestagswahl 
von allen Ämtern zurücktrat, gelang es der Sach-
sen-CDU dank des seither unermüdlich durch das 
Land ziehenden neuen CDU-Ministerpräsidenten 
Michael Kretschmer, um Vertrauen zu werben und 
schließlich in den Vordergrund zu stellen, dass es 
im September 2019 um eine sächsische Landtags-
wahl geht. Das Brennpunktjahr 2015 lag bereits eine 
geraume Zeit zurück, in der er zudem noch keine 
Verantwortung in einem Amt trug, sodass die säch-
sische CDU von seinem erfrischenden neuen Stil, 
der bis in die Medien und die Kreise des politischen 
Gegners trug, aber auch von seinem Einräumen 
von Fehlern der Vergangenheit profitieren konnte. 
Nichtsdestotrotz sind die für die CDU erreichten 
32,1 % rückblickend eher Teil einer Negativentwick-
lung für die Partei seit Ende der 90er-Jahre. So hatte 
die Sachsen-CDU im Jahre 1999 noch 56,9 % der 
Stimmen erreicht, aber seitdem von Landtagswahl 
zu Landtagswahl prozentual v. a. an die Parteien 
politisch rechts von ihr Wähler verloren. 

Profitieren von der schwächer werdenden CDU 
konnte entgegen manchen Hoffnungen vergange-
ner Jahre insgesamt nicht das Mitte-links-Spektrum 
von SPD, der Linken und den Grünen. Die SPD 
ist seit der ersten Landtagswahl nach der Wende 
im Jahre 1990 von 19,1 % auf nur noch 7,7 % ge-

schrumpft und wird bei anhaltender Entwicklung 
möglicherweise darum bangen müssen, bei der 
nächsten Wahl überhaupt noch in den Landtag 
einzuziehen. Die Linke ist geradezu abgestürzt von 
zuletzt 18,9 % auf 10,4 %, ein Ergebnis, welches 
nahe dem Nachwendeergebnis von 1990 von  
10,2 % liegt, obwohl sie zwischenzeitlich sogar ein-
mal 23,6 % der Wähler (2004) erreichen konnte. Nur 
die Grünen können sich in diesem Spektrum als Ge-
winner sehen. Sie konnten ihr Ergebnis im Vergleich 
zu den vorherigen Landtagswahlen um ca. 2–3 % 
auf nun 8,6 % verbessern.  

Deutlicher Nutznießer der Entwicklung ist die erst 
im Jahr 2013 gegründete politisch rechts orientierte 
AfD mit 27,5 % der Stimmen. Sie veranlasste einen 
großen Teil der Nichtwähler, aber auch viele ehema-
lige CDU-Wähler und selbst ehemalige Wähler der 
Partei Die Linke, bei ihr das Wahlkreuz zu machen. 
Die AfD hat damit allein mehr Wähler gewinnen kön-
nen als die SPD, die Linke und die Grünen zusam-
men (26,7 %). Die FDP (4,5 %) und die Freien Wäh-
ler (3,4 %) verzeichneten im Vergleich zur letzten 
Landtagswahl zwar einen Stimmenzuwachs, waren 
aber letztlich nicht in der Lage, bedeutende Wäh-
lerschichten zu erreichen und infolgedessen in den 
Landtag einzuziehen. 

Die Gremien von CDU, SPD und Grünen haben sich 
nach dem Feststehen des Wahlergebnisses rasch 
für Sondierungsverhandlungen ausgesprochen 
und sind damit grundsätzlich bereit, den Weg in 
eine gemeinsame Regierungskoalition zu gehen. Es 
wird spannend zu beobachten sein, welche Kom-
promisse die drei Parteien – v. a. in Anbetracht der 
doch in weiten Teilen recht unterschiedlichen Mili-
eus und der unterschiedlichen politischen Grund-
strömungen verhafteten CDU-Anhänger und Grü-
nen-Anhänger – finden werden und wie sich dies 
auf die weitere Entwicklung der Parteienzuneigung 
im Freistaat Sachsen auswirken wird.

Damit die sächsische Justiz in der kommenden Le-
gislatur eine positive Entwicklung nimmt, hat der 
Sächsische Richterverein nach der Wahl bereits 
frühzeitig damit begonnen, die Anliegen der Rich-
ter und Staatsanwälte über Gespräche mit den 
justizpolitischen Sprechern der Fraktionen in die 
Sondierungs- und Koalitionsverhandlungen einzu-
bringen. Der Sächsische Richterverein orientiert 

 

Nachlese zur Landtagswahl und Vorschau auf 
die Legislaturperiode aus Justizsicht

Verhandlungsort Ständehaus – alter Parlamentssitz heute insb. OLG
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sich dabei v. a. an seinem Mitte dieses Jahres im 
Landesvorstand verabschiedeten Positionspapier 
„Für eine starke Justiz in einem starken Rechts-
staat“. Schon im Vorfeld der Landtagswahl hatten 
u. a. die CDU, die SPD und die Grünen auf das 
auch an sie gesandte Positionspapier geantwortet, 
sodass aktuell eine Darstellung der Absichten der 
wahrscheinlichen Regierungsparteien von vor der 
Wahl in Bezug auf die Anliegen des Sächsischen 
Richtervereins möglich ist. Dieser konzentriert sich 
in seinen Gesprächen auf nachstehende Kernthe-
men, zu welchen sich die drei Parteien im Wesent-
lichen – sofern sie ansatzweise konkret werden – in 
ihren Antwortschreiben auf das Positionspapier (ab-
gedruckt im INFO-Heft 1/2019, S. 10 ff.) wie folgt 
äußern. Die Antworten könnten einen Fingerzeig auf 
mögliche Anpassungen und Veränderungen in der 
sächsischen Justiz in der anstehenden Legislatur 
geben. 

Die CDU will die nötige gute Ausstattung der Justiz 
in den kommenden Jahren u. a. mit neuen Stellen 
stärken. Im Bereich des Strafrechts soll die einge-
richtete „Sächsische Zentralstelle zur Bekämpfung 
von Cybercrime (ZCS)“ bei der Generalstaatsan-
waltschaft ausgebaut werden. Die Grünen plädie-
ren, um der Überalterung der Justiz zu begegnen, 
für ein durchdachtes Personalkonzept und unter-
mauern ihre Aussage dahingehend, dass dafür be-
reits jetzt das benötigte Personal eingestellt werden 
muss. Sie fordern, die nach PEBB§Y errechneten 
Personalbedarfe zu ergänzen und dies für beson-
dere Bedarfslagen einzusetzen. Zudem wollen sie 
Schwerpunktstaatsanwaltschaften schaffen. Auch 
die SPD hält das PEBB§Y-Modell für reformbedürf-
tig. Die weiter fortzusetzenden Neueinstellungen 
sollen v. a. denjenigen Bereichen zugutekommen, 
die hohe Altfallzahlen aufweisen oder bei denen 
schnelle Verfahrenserledigungen besonders wich-
tig sind. Ebenfalls fordert die SPD die Einführung 
von Spezialabteilungen in der Strafverfolgung mit 
„personal auskömmlich ausgestatteten Strukturen“. 
Allen drei Parteien ist die Attraktivität der Besol-
dung ein wichtiges Thema. Im Kampf um die klugen 
Köpfe will die CDU die Rechtsreferendare wieder 
verbeamten. Die Grünen wollen die Richter und 
Staatsanwälte nicht nur verfassungsgemäß, son-
dern angemessen honorieren – auch im Hinblick auf 
eine Steigerung der Attraktivität des sächsischen 
Justizdienstes im Wettbewerb. Landeseigene Be-
soldungsregelungen sollen zudem die Möglichkeit 
bieten, flexibel auf Bedarfe zu reagieren. Die SPD 
hält die vom Sächsischen Richterverein favorisierte 
Rückkehr zu einer bundeseinheitlichen Besoldung 
für unrealistisch.   

CDU, SPD und Grüne halten eine Rechtsstaatsoffen-
sive für wichtig. Die CDU unterstützt daher insoweit 
Bestrebungen, die Öffentlichkeitsarbeit in der Justiz 
sowie den Rechtskundeunterricht an den Schulen 
und auch im Bereich der Erwachsenenbildung zu 
stärken. Ähnlich äußert sich die SPD. Die Grünen 
wollen insbesondere die an den Bildungsstätten 
tätigen Juristen angemessen honorieren. Des Wei-
teren wollen sie mit dem Ziel der Unabhängigkeit 
der Justiz das Einzelfallweisungsrecht des Justizmi-
nisters gegenüber der Staatsanwaltschaft abschaf-
fen sowie einen Richterwahlausschuss, bestehend 
zu 2/3 aus Landtagsabgeordneten, einrichten und 
den Präsidialrat bzw. den Hauptstaatsanwaltsrat 
mit einem Vetorecht ausstatten. Die SPD möchte 
zumindest für mehr Unabhängigkeit der Justiz sor-
gen, indem sie unzureichende Mitwirkungsrechte 
zu echten Mitbestimmungsrechten weiterentwickelt.
Nicht im Positionspapier des SRV enthalten, aber 
dennoch angesprochen wird gegenüber den justiz-
politischen Sprechern der drei Fraktionen schließ-
lich die im Wahlkampf von allen Parteien geforderte 
Stärkung der ländlichen Räume. Eine Rückkehr des 
Staates in die Fläche könnte im Bereich der Justiz 
etwa durch eine Aufwertung von Außenstellen Be-
rücksichtigung finden.  

Es wird interessant sein, ob und ggf. welche kon-
kreten Punkte zur Umsetzung von Anliegen des 
Sächsischen Richtervereins die Parteien am Ende 
im Rahmen eines Koalitionsvertrages umsetzen 
werden. 

Dr. Alexander Brech

Anmerkung der Redaktion:

Über den Verlauf der Gespräche mit den künftigen 
Koalitionspartnern wird im kommenden Info-Heft in-
formiert werden.

Eingang Ständehaus mit Repräsentationsräumen des Landtagspräsidenten
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1. Was bedeutet „richterliche 
Ethik“?

Ethik wird definiert als Lehre, die das sittliche Ver-
halten des Menschen zum Gegenstand hat. Rich-
terliche Ethik kann verstanden werden als eine 
autonom geschöpfte und aus der Freiheit folgende 
Verantwortung für das eigene Tun oder eine Einbe-
ziehung des auch durch Moral und Normen vorge-
gebenen Handelns oder als alles das, was einen 
guten Richter1 ausmacht2. Es geht um die innere 
Haltung des Richters, um die Ideale, um Werte, an 
denen sich richterliches Verhalten orientiert.

2. Warum beschäftigen sich 
Richter mit der Ethik?

a. Entwicklung
Richterliche Berufsethik ist seit vielen Jahren immer 
wieder Gegenstand von Diskussionen, deren Er-
gebnisse vereinzelt schriftlich niedergelegt wurden. 
In Schleswig-Holstein haben sich im Jahre 2006 
Richter zu der „Schleswiger Ethikrunde“ zusam-
mengefunden und die Ergebnisse ihrer Diskussi-
onen in den „Säulen richterlichen Handelns – Ge-
danken zu einer Ethik richterlichen Verhaltens“ im 
Mai 2007 niedergelegt3. In Rheinland-Pfalz haben 
Richter verschiedener Gerichtszweige ihre Ergeb-
nisse in einem „Ethikpapier“ zusammengefasst4.

Schließlich hat sich der Deutsche Richterbund des 
Themas angenommen. Nachdem die Landes- und 
Fachverbände jeweils eine (oder mehrere) An-
sprechpartner für das Thema benannt hatten, hat 
sich die Arbeitsgruppe „Richterliche Ethik“ des DRB 
mit dem Ziel gebildet, den Ansprechpartnern einen 
Überblick über das Thema zu geben und Strategien 
zu entwickeln, das Thema der Richterschaft über 
die Landes- und Fachverbände näherzubringen 
und die Diskussion hierüber anzustoßen5, was letzt-

1 �	�I m Folgenden sind zur besseren Lesbarkeit von der 
männlichen Bezeichnung beide Geschlechter umfasst.

2 �	� Vgl. Matthias Burghardt, Richterliche Ethik im Netzwerk 
des DRB, DRiZ 2009, 102.	

3 �	�H erausgegeben von der Präsidentin des Schleswig-
Holsteinischen Oberlandesgerichts.

4 �	� Vgl. Elisabeth Faber-Kleinknecht, Mainzer Ethikrunde, DRiZ 
2009, 349 f.

5 �	� Vgl. Titz, Berufsethos und richterliche Verantwortung.  
Über den Stand der Diskussion in Frankreich und Euro-
pa, DRiZ 2008, 98 f.; dies., Ethik-Debatte von der Basis 
angenommen, DRiZ 2013, 200 f.

lich gelungen ist. Die Arbeitsgruppe entwickelte die 
„Arbeitsmaterialien zur Diskussion richterlicher und 
staatsanwaltschaftlicher Berufsethik im Deutschen 
Richterbund“ und stellte sie zur freien Verwendung6. 
Schließlich hat sich nach einer „Ethikrunde“ in Dres-
den im Jahr 2016 die Leipziger Ethikrunde etabliert 
und bislang die in den genannten Arbeitsmateri-
alien des DRB gesammelten Thesen – durchaus 
kontrovers – diskutiert.

Auch das Bundesverfassungsgericht hat sich 
jüngst mit Ethikfragen beschäftigt. Nach den Aus-
führungen des Richters des BVerfG a. D. Prof. Dr. 
Michael Eichberger7 waren die besondere Funktion 
und Stellung als Verfassungsorgan, die Aufgaben, 
Arbeitsweise und Rechtsprechungslinien des Ge-
richts auch auf einer Ebene gegenüber der Öffent-
lichkeit zu erklären. Man sei der Meinung gewesen, 
dass den Richtern eine solche Selbstvergewisse-
rung über das, was angemessen und vertretbar 
ist, guttun könne. Die Diskussion endete mit den  
„Verhaltensleitlinien für Richterinnen und Richter 
des Bundesverfassungsgerichts“. Oberste Gerichte 
waren wegen der Höhe von Nebeneinkünften oder 
der Übernahme von Ämtern nach dem Ausschei-
den aus dem Richterdienst in den Fokus geraten.

Nicht nur die Richterschaft beschäftigt sich mit 
diesem Thema. Auch in der Anwaltschaft wird seit 
längerer Zeit eine Ethikdiskussion geführt8. Das Er-
gebnis der im Jahre 2008 etablierten Arbeitsgruppe 
Anwaltsethik bzw. der eingesetzten Ethikkommissi-
on war die Aufstellung von „Regeln guter freiberuf-
licher Berufsausübung“9.

b. „Das Recht ist den Richtern anvertraut“
Ansatzpunkt für das Befassen mit dem Thema rich-
terlicher Berufsethik ist die dem Richter eingeräumte 
Machtposition, mit der jeder Richter sorgsam umge-
hen muss10. Denn verfassungsrechtlich gehört zum 

6 �	� Veröffentlicht auf der Internetseite des Deutschen Rich-
terbundes.

7 �	� Prof. Dr. Michael Eichberger, Verhaltensregeln für Verfas-
sungsrichter, NJW-aktuell 8/2018, Seite 12 f.

8 �	� Vgl. Ignor, Die Ethikdiskussion in der Anwaltschaft, NJW 
2011, 1537 f.; Killian, „Berufsethische Regeln“ – ein 
Modell für die deutsche Anwaltschaft ?, AnwBl. 2013, 
688.

9 �	� Beschluss des 68. Deutschen Juristentages 2010 in 
Berlin.

10 �	�Vgl. Titz, Richterliche Ethik. Wie gefährlich ist die Schrift-
lichkeit, DRiZ 2009, 348.

 

Mit dem Anvertrauten sollte behutsam  
umgegangen werden

Berufsethik
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Wesen der richterlichen Tätigkeit, dass sie von einem 
nicht beteiligten Dritten in sachlicher und persön-
licher Unabhängigkeit ausgeübt wird.

Die sachliche Unabhängigkeit garantiert Art. 97 Abs. 
1 GG, wonach die Richter unabhängig und nur dem 
Gesetz unterworfen sind. Die Vorschrift dient dem 
Schutz der rechtsprechenden Gewalt vor Eingriffen 
durch die Legislative und/oder die Exekutive. Sie be-
trifft das Verhältnis des Richters zu Trägern nicht rich-
terlicher Gewalt11. Diese sachliche Unabhängigkeit 
wird durch die persönliche Unabhängigkeit in Art. 97 
Abs. 2 GG institutionell gesichert12. Neben den Vor-
schriften des Grundgesetzes garantieren die §§ 25 
und 26 DRiG dem Richter die Unabhängigkeit. Nach 
§ 25 DRiG ist der Richter unabhängig und nur dem 
Gesetz unterworfen und untersteht gemäß § 26 DRiG 
der Dienstaufsicht nur, soweit nicht seine Unabhän-
gigkeit beeinträchtigt wird. Zum Schutzbereich der 
sachlichen richterlichen Unabhängigkeit gehören in 
erster Linie die eigentliche Rechtsfindung sowie die 
ihr mittelbar dienenden Sach- und Verfahrensent-
scheidungen einschließlich nicht ausdrücklich vor-
geschriebener, dem Interesse der Rechtsuchenden 
dienender richterlicher Handlungen, die in einem 
konkreten Verfahren mit der Aufgabe des Richters, 
Recht zu finden und den Rechtsfrieden zu sichern, in 
Zusammenhang stehen (sog. Kernbereich). Sie sind 
dienstaufsichtlichen Maßnahmen grundsätzlich ent-
zogen. Dagegen unterliegt die richterliche Amtsfüh-
rung insoweit der Dienstaufsicht, als es um die Siche-
rung eines ordnungsgemäßen Geschäftsablaufs, die 
äußere Form der Erledigung eines Dienstgeschäfts 
oder um solche Fragen geht, die dem Kernbereich 
der Rechtsprechungstätigkeit so weit entrückt sind, 
dass sie nur noch als zur äußeren Ordnung gehörig 
angesehen werden können13.

Die Verfassung und die Gesetze sichern die Unab-
hängigkeit des Richters vor äußerer Einflussnahme. 
Innere Unabhängigkeit dagegen wird nicht vorgege-
ben, sie wird von jedem eigenverantwortlich gelebt. 

11 	�BVerfGE 12, 71.
12 	Vgl. BVerfGE 87, 85.
13 �	�Vgl. BGH, Urteil vom 26. Juli 2017 – RiZ (R) 3/16 – Rn. 

21, juris. Insoweit können „verbale Exzesse“ der Dienst-
aufsicht unterfallen, wenn sie in der Art und Weise, wie 
sich ein Richter gegenüber Parteien, Parteivertretern etc. 
äußert, als zur äußeren Form der Erledigung des Amts-
geschäfts gehörend angesehen werden. Ausdruckswei-
sen können sich als vom Inhalt der Erklärung abhebba-
res und dem äußeren Ordnungsbereich zuordenbares 
Formelement darstellen (vgl. BGH Urteil vom 30. 
Oktober 2017 RiZ ( R) 1/17 – Rn. 20, juris). In diesem 
Zusammenhang ist der Vorhalt von Rückständen oder 
Arbeitsresten und eine hierauf bezogene Ermahnung 
des Dienstherrn keine Beeinträchtigung der richterlichen 
Unabhängigkeit. Denn es wird kein konkretes Verhalten 
gefordert (vgl. BGH, Beschluss vom 7. September 2017 
– RiZ (R) 2/15 –, juris).

Verhaltensregeln finden sich in den Gesetzen bis auf 
§ 39 DRiG, wonach sich der Richter innerhalb und 
außerhalb seines Amtes so zu verhalten hat, dass 
das Vertrauen in die Unabhängigkeit nicht gefährdet 
wird, nicht. Hier setzt die Diskussion der richterlichen 
Ethik an. Denn die Herkunft, Prägung, berufliche Er-
fahrung, Lebenserfahrung prägen die individuellen 
Auffassungen von Ethik und ethischem Verhalten14. 

3. Den Richter prägende 
Werte15

Bestandteil der Unabhängigkeit ist immer auch die 
innere Unabhängigkeit. Diese auszugestalten und 
zu bewahren, ist eine dem Richter und Staatsanwalt 
persönlich gestellte und nur von ihm zu verantwor-
tende Aufgabe. Innere Unabhängigkeit setzt voraus, 
sich der Einflüsse auf die eigenen Entscheidungen 
bewusst zu werden, die sich aus persönlichem Stre-
ben, Wertvorstellungen, Erfahrungen und Meinun-
gen ergeben. Diese Einflüsse hinterfragen Richter 
und Staatsanwälte kritisch.

Der Umstand, dass richterliche Tätigkeit externer 
Kontrolle weitgehend entzogen ist, begründet eine 
besondere Verantwortung. Richter sind sich der Ver-
pflichtung bewusst, die daraus für ihre Unparteilich-
keit erwächst. Ohne Ansehen der Person zu handeln, 
genießt in ihrer Arbeit hohe Priorität. 

Der Rechtsstaat ist aufgebaut auf Werten und Prin-
zipien. Richter sind in besonderer Weise Reprä-
sentanten des Rechtsstaats und daher nicht nur im 
Rahmen der Ausübung ihres Berufes, sondern in 
ihrem gesamten Verhalten zu persönlicher Integrität 
verpflichtet. Die Integrität des Richters äußert sich in 
amtsbewusstem und amtsangemessenem Verhalten 
innerhalb und außerhalb des Amts. Das Handeln und 
Auftreten des integren Richters ist gekennzeichnet 
von Seriosität, Anstand und Höflichkeit. 

Richter wissen, dass sie ihrer Verantwortung für den 
Rechtsstaat, die Gesellschaft und die im Einzelfall 
Betroffenen nur dann gerecht werden, wenn sie sich 
auch der Verantwortung für eine funktionsfähige Jus- 
tiz im Allgemeinen sowie für die innerhalb der eige-
nen Zuständigkeit zu leistende Arbeit im Besonderen 
bewusst sind und in diesem Bewusstsein handeln.

Richter üben das ihnen anvertraute Amt immer auch 
als Mensch aus und verstecken sich nicht hinter der 
Robe. Kollegen, Mitarbeitern und Dritten begegnen 
sie mit Menschlichkeit und Respekt.

14 	Burghardt, DRiZ 2009, 102 a. a. O.
15 	Auszüge aus den Arbeitsmaterialien des DRB vgl. Fn. 7.
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Sowohl das Erkennen dessen, was gut und richtig 
ist, als auch die Umsetzung der so gewonnenen 
Einsicht erfordern mitunter Mut. Dies zeigt sich in 
der Bereitschaft und der Kraft, eigene Ängste zu 
überwinden und selbst dann nach den als gut und 
richtig erkannten Maßstäben zu handeln, wenn sich 
solches Handeln als schwierig oder gefährlich er-
weist (z. B. Außervollzugsetzung oder Nichterlass 
eines Haftbefehls, weil es an den gesetzlichen Er-
fordernissen mangelt, obwohl die Boulevard-Presse 
das Gegenteil fordert und eine persönliche Bedro-
hung im Raum steht).

Richter befassen sich sorgfältig und gründlich mit 
den ihnen zur Entscheidung anvertrauten Fällen. 
Sie stellen sicher, dass die tägliche Routine nicht 
zur Ermüdung in ihrem Streben nach Gewissenhaf-
tigkeit führt.

Eine Grundbedingung für die Akzeptanz der Jus- 
tiz und ihrer Entscheidungen ist die Transparenz 
richterlichen Handelns. Richter stellen sich deshalb 
der Aufgabe, die Verfahrensabläufe und Entschei-
dungen den Beteiligten verständlich zu machen.

Die Pflicht zur Mäßigung ist gesetzlich festgeschrie-
ben (§ 39 DRiG). Der Bedeutung und Wirkung ihres 
Amtes auch außerhalb der beruflichen Tätigkeit sind 
sich Richter bewusst. Sie beachten diese Außenwir-
kung bei jedem persönlichen, gesellschaftlichen 
und politischen Engagement. Sie nutzen ihre be-
rufliche Position nicht zu ihrem persönlichen Vorteil 
und versuchen, jeden Anschein eines Missbrauchs 
zu vermeiden.

4. Politische Betätigung

Mit § 39 DRiG wird dem Richter nicht nur ausdrück-
lich erlaubt, sich politisch zu betätigen. Das Ge-
setz hat vielmehr den politischen Richter im Auge. 
Die politische Betätigung steht dem Richter aber 
nicht schrankenlos zu. Während der Ausübung des 
Richteramts hat jegliche politische Betätigung zu 
unterbleiben. Außerhalb seines Amtes hat der Rich-
ter unter Berücksichtigung des Mäßigungsgebots 
als Träger eines öffentlichen Amtes und Organ der 
Rechtsprechung seine politische Betätigung nur in 
angemessener Form zu entfalten. Die Äußerung der 
politischen Meinung zu aktuellen politischen Fragen 
in Urteilen oder in der mündlichen Verhandlung ist – 
von konkreten sach- bzw. fallbezogenen Umständen 
abgesehen – von der richterlichen Unabhängigkeit 
nicht gedeckt16. Das Interesse der Allgemeinheit an 
einer Sachbehandlung durch einen unbeeinfluss-
ten Richter überwiegt dessen Recht auf Äußerung 

16 �	�Fälle: siehe Schmidt-Räntsch, DRiG, 6. Auflg. § 39 Rn. 
22 bis 25.

seiner Meinung. Die Beschränkung der politischen 
Äußerung ist mit dem Grundgesetz vereinbar. Das 
Grundrecht der freien Meinungsäußerung findet sei-
ne Grenze in den allgemeinen Gesetzen, zu denen 
auch dienstrechtliche Vorschriften wie das Deutsche 
Richtergesetz gehören17. In Bezug auf die politische 
Betätigung des Richters außerhalb seines Amtes 
hängt die in § 39 DRiG kodifizierte Pflicht zur Mäßi-
gung von den Umständen des Einzelfalles ab18. Je 
exponierter ein Richter ist, desto mehr ist Zurückhal-
tung geboten. Hierbei hat er aber stets die Würde 
seines Amtes und das Vertrauen in seine Unabhän-
gigkeit im Blick zu behalten.

5. Fazit

Der Richter befindet sich in einem Spannungsver-
hältnis zwischen richterlicher Unabhängigkeit und 
der Dienstaufsicht, zwischen seiner richterlichen Un-
abhängigkeit und der Stellung als Person in der Mit-
te der Gesellschaft. Die äußere Unabhängigkeit ist 
durch Gesetze gesichert. Die innere Unabhängigkeit 
füllt jeder für sich selbst mit Leben aus. Bei der Be-
fassung mit richterlicher Berufsethik geht es nicht da-
rum, der Richterschaft bei „unethischem“ Verhalten 
Sanktionen aufzuerlegen. Das wäre auch schwierig. 
Die Diskussion bei der Erstellung der Arbeitsmate-
rialien beim DRB hat gezeigt, wie unterschiedlich 
Verhalten bewertet wird. Hält der eine ein Verhalten 
für bedenklich, trifft das nicht auf andere zu. Jeder 
hat Vorstellungen und Maßstäbe entwickelt und ver-
innerlicht, die er an sein Verhalten und Auftreten als 
Richter stellt. Hierüber sollte eine Diskussion geführt 
werden.

Die Arbeitsmaterialien des DRB oder auch die an-
deren genannten Positionspapiere zur richterlichen 
Ethik können eine Orientierungshilfe sein, in unter-
schiedlichen Situationen das für sich richtige Ergeb-
nis zu finden. Die Diskussion über richterliche Ethik 
soll zum Überdenken des eigenen Verhaltens führen 
und das Problembewusstsein schärfen. Ob ein ver-
öffentlichter Verhaltenskodex auch als vertrauens-
bildende Maßnahme gegenüber der Öffentlichkeit 
dienen kann, mag bezweifelt werden. Denn bei der 
richterlichen Ethik geht es nicht um Verhaltensregeln, 
die im Wettbewerb zum Zwecke des Marketings 
missbraucht werden können19, sondern um einen 
Richter, der seinem Verfassungsauftrag gerecht wird. 

Susanne Vogt

17 	Schmidt-Räntsch, a. a. O., Rn. 20. 	
18 	�Schmidt-Räntsch, a. a. O., Rn. 27: Politische Betätigung 

auf dem Dorf ist anders zu beurteilen als in einer Groß-
stadt.

19 �	�Vgl. dazu Graf, Loyalität für ’nen Euro, Süddeutsche 
Zeitung Magazin, Wirtschaft/Finanzen Heft 25/2008.

Berufsethik
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Mittlerweile haben eine ganze Reihe von Ermitt-
lungsverfahren Bezüge zum Ausland. Der enga-
gierte Staatsanwalt ist dann mit einer Vielzahl von 
Rechtshilfeersuchen konfrontiert, die in der Regel 
erst nach einigen Monaten beantwortet werden. 
Die europäische Ermittlungsanordnung hat schon 
einiges vereinfacht, trotzdem stellt sich die Frage, 
wie grenzüberschreitende Ermittlungen weiter ver-
einfacht und beschleunigt werden können.

1. Rechtsgrundlage

Das Mittel der Wahl sind gemeinsame Ermittlungs-
gruppen. Diese werden zwischen zwei oder mehr 
Ländern gegründet und haben den Zweck, ein 
bestimmtes Ermittlungsverfahren voranzubringen. 
Der große Vorteil einer solchen gemeinsamen Er-
mittlungsgruppe (Joint Investigation Team, im Fol-
genden: „JIT“) besteht darin, dass Informationen 
innerhalb der Gruppe direkt und ohne weitere 
Rechtshilfeersuchen ausgetauscht werden können. 
Der deutsche Staatsanwalt bleibt weiterhin Herr des 
Verfahrens, d. h., eine Überleitung des Verfahrens 
zum Bundesamt für Justiz oder an Eurojust findet 
nicht statt. 

Innerhalb der EU basieren solche Gruppen in der 
Regel auf Art. 13 des Übereinkommens vom 29. Mai 
2000 über die Rechtshilfe in Strafsachen zwischen 
den Mitgliedstaaten der Europäischen Union und 
dem Rahmenbeschluss des Rates vom 13.  Juni 
2002 über gemeinsame Ermittlungsgruppen. Es 
existieren jedoch weitere Rechtsgrundlagen, die 
die Gründung von JITs auch mit Nicht-EU-Staaten 
erlauben. Z. B. bietet Art. 19 UNTOC ebenfalls die 
Möglichkeit, ein JIT z. B. mit der Russischen Föde-
ration einzugehen. Praktisch dürfte dies schwierig 
werden, die Rechtsgrundlage dazu besteht al-
lerdings. Die EU fördert die Bildung von JITs mit 
Geld, das vor allem für Reisen und Übersetzungen/
Dolmetscherleistungen ausgegeben werden kann. 
Aber auch Koordinierungstreffen bei Eurojust sind 
nicht zu unterschätzen. 

Praktisch funktioniert die Anbahnung eines JITs 
so, dass eine Seite, meist auf der Grundlage eines 
Rechtshilfeersuchens, die Bildung eines JITs an-
regt. Voraussetzung ist, dass in den betroffenen 
Ländern jeweils ein Ermittlungsverfahren zum sel-
ben Komplex anhängig ist. Außerdem müssen sich 

die JIT-Partner von der gemeinsamen Ermittlungs-
gruppe einen konkreten Mehrwert versprechen, der 
über den eines einzelnen Rechtshilfeersuchens hi-
nausgeht.

2. Beispielsfall

In unserem Fall haben wir im Jahr 2013 versucht, 
an die Hinterleute von „Warenagenten“ heranzu-
kommen. Bei Warenagenten handelt es sich um 
Personen, die im Netz als „Logistik-Manager“ oder 
mit ähnlich klingenden Job-Angeboten geködert 
werden, damit sie Warensendungen aus dem Ver-
sand- und Internethandel entgegennehmen, umeti-
kettieren und ins osteuropäische Ausland weiterver-
senden. Bei näherem Hinsehen stellt man fest, dass 
alle diese Pakete nicht ordnungsgemäß bezahlt 
worden sind, sondern dass durch Phishing erlangte 
Kreditkartendaten oder Paypal-Konten zum Einsatz 
kamen. Der Warenagent ist in der Regel nicht der 
Täter des Betruges, sondern ein mehr oder weni-
ger ahnungsloses Werkzeug. Bestellt und verwertet 
wurden die Waren in Osteuropa. Wie, das war uns 
zu Beginn der Ermittlungen völlig unbekannt. 

Wir hatten eine Serie von Postbeschlagnahmen 
durchgeführt und dabei die Wege nach Osteuro-
pa analysieren können. Mehr als die Empfangs-
adressen kannten wir nicht. Es wurden dann 
Rechtshilfeersuchen in die Länder mit dem größ-
ten Empfangspool durchgeführt, insbesondere die 
Russische Föderation, die baltischen Länder und 
die Ukraine. 

Staatsanwaltschaft

Arbeit in einer gemeinsamen Ermittlungsgruppe 
am Beispiel des Komplexes „Warenagenten“

Ermittlungsgruppe vor Europol-Gebäude
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Staatsanwaltschaft

Die Antwort aus Litauen führte schließlich zur Grün-
dung unseres JITs. Dort hatten die Ermittler bereits 
einige derjenigen Personen identifizieren können, 
die die Waren verwertet haben. In Litauen hatte man 
bei einem solchen Verwerter bereits durchsucht und 
eine Vielzahl von Waren festgestellt, die er unmög-
lich legal gekauft haben konnte. Die Litauer standen 
aber vor dem Problem, dies auch nachweisen zu 
müssen. Es handelte sich in den wenigsten Fällen 
um Waren, die mit Individualnummern versehen 
waren. Die Absender, meist Warenagenten, gegen 
die in Deutschland Ermittlungsverfahren wegen 
leichtfertiger Geldwäsche geführt wurden, waren 
über die gesamte Republik verstreut. Die Litauer 
sahen sich gezwungen, unterschiedliche Rechts-
hilfeersuchen in die verschiedenen Bundesländer 
bzw. Staatsanwaltschaften zu schicken. Sie wollten 
einen ständigen Partner, der das Verfahren auch 
engagiert betreibt.

3. Abschluss des JIT-Vertrags

Grundsätzlich unterschreibt einen JIT-Vertrag auf 
deutscher Seite der ermittlungsführende Staatsan-

walt selbst. Allerdings muss der Vertrag vorher vom 
Bundesamt für Justiz genehmigt werden. Dieses 
stellt auch Musterverträge zur Verfügung und steht 
mit Rat und Tat zur Seite. In dem Vertrag werden 
die jeweiligen Aktenzeichen aufgenommen und der 
Zweck des JITs definiert. In unserem Fall bestand er 
darin, die weiteren Strukturen aufzuklären und die 
Besteller der Waren, die Verwerter und vor allem die 
Organisatoren zu identifizieren. Außerdem werden 
in dem Vertrag die konkreten Mitglieder des JITs 
benannt und die Führer der Ermittlungsgruppe be-
zeichnet. Das sind in der Regel die Staatsanwälte 
von jedem beteiligten Land. Schließlich sind dort 
die Rechte und Pflichten der einzelnen Mitglieder 
aufgeführt. Z. B. wird dort geregelt, dass bei Durch-
suchungsmaßnahmen die jeweiligen JIT-Partner 
des anderen Landes anwesend sein dürfen, dass 
alle verpflichtet sind, bei Zeugenaussagen zu er-
scheinen etc. Auch die JIT-Sprachen werden fest-
gelegt. In zweiseitigen JITs sind das naturgemäß 
die Sprachen des jeweils anderen Landes. Wir 
haben aber unser JIT inzwischen um Lettland er-
weitert und dabei als JIT-Sprachen Russisch (!) und 
Englisch festgelegt. Das sprechen wir fast alle, und 
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Übersetzungen in die baltischen Sprachen sind im-
mer mit Schwierigkeiten verbunden.

Hat man als Staatsanwalt einen Entwurf erstellt, 
muss der mit einem Bericht über die Generalstaats-
anwaltschaft dem Bundesamt für Justiz vorgelegt 
werden. Wenn von dort die Genehmigung eintrifft, 
kann dieser Vertrag unterzeichnet werden. In dem 
Bericht muss vor allem auch dargestellt werden, 
warum das JIT einen Vorteil für das Ermittlungsver-
fahren gegenüber normalen Rechtshilfeersuchen 
bietet. Dies ist immer dann der Fall, wenn eine län-
gerfristige Kooperation mit dauerhaftem Austausch 
von Erkenntnissen geplant ist. Das Erfordernis einer 
einmaligen Anfrage bei einer Bank z. B. begründet 
noch kein Interesse für ein JIT.

Die Frage ist, wohin der Entwurf zuerst geschickt 
wird, zum Bundesamt oder zum JIT-Partner. Ich wür-
de raten, sich den Entwurf zunächst vom Bundes-
amt genehmigen zu lassen und dann dem poten-
ziellen JIT-Partner zuzuleiten. Wenn von dort noch 
Änderungswünsche kommen, kann man die vom 
Bundesamt unproblematisch nachgenehmigen las-
sen. Es stellt aber einen nicht zu unterschätzenden 
Vorteil in den Verhandlungen mit dem JIT-Partner 
dar, wenn man mitteilen kann, dass der Entwurf, 
so wie er ist, bereits vom Bundesamt genehmigt 
ist und man selbst auch berechtigt ist, ihn zu un-
terzeichnen. 

Problematisch in den Verträgen können die Mittei-
lungspflichten bei TKÜs werden. Teilweise wird vom 
Bundesamt vertreten, dass das Partnerland den 
gleichen Mitteilungspflichten nachkommen muss, 
wenn eine TKÜ aus Deutschland im Partnerland zur 
Verwendung kommen soll. In unserem Fall haben 
die Litauer den Entwurf ohne Änderungswünsche 
akzeptiert, was das Ganze sehr beschleunigt hat. 
Ein Koordinierungstreffen, in dem der Vertrag be-
sprochen und weitere Möglichkeiten oder Maßnah-
men diskutiert wurden, fand bei Eurojust statt. Dort 
wurde deutsch und litauisch gedolmetscht, und 
die jeweiligen Verbindungsbeamten bei Eurojust 
standen uns zur Seite. Nach Auskunft der Vertrete-
rin des deutschen Büros bei Eurojust haben diese 
bereits bei den europäischen Partnerländern um 
Verständnis für die deutschen TKÜ-Benachrichti-
gungsvorschriften geworben. 

Der JIT-Vertrag selbst wurde im Umlaufverfahren 
unterzeichnet. Eurojust weigert sich in der Regel, 
nur für die feierliche Unterzeichnung eines solchen 
Vertrages eine Reise nach Den Haag zu spendie-
ren. 

4. Arbeit im JIT
Wir haben uns inzwischen mehrfach mit den litau-
ischen JIT-Partnern getroffen. Legendär wurde ein 
Schaschlikgrillabend an einem wunderschönen 
Fluss bei Vilnius mit litauischen Leckereien. In Vil-
nius waren wir inzwischen mehrfach und die Stadt 
hat uns sehr beeindruckt. Jenseits der touristischen 
Highlights hatte und hat die Arbeit im JIT aber ganz 
praktische Vorteile: 

Die Litauer hatten bei den Durchsuchungen die 
Computer sichergestellt und ausgewertet. Dabei 
fanden sie Zugang zu einem rumänischen Server, 
auf dem die Datenbank des Systems betrieben wur-
de, mit dem unsere Täter die Paketbestellungen, 
die Lieferwege und die Verwertung der Pakete or-
ganisierten. Diese Daten haben sie sich von den 
Rumänen im Wege der Rechtshilfe sichern lassen 
und uns zur Verfügung gestellt. Wir haben im An-
schluss ebenfalls mithilfe der Rumänen eine Server-
TKÜ durchgeführt. 

Webmoney, ein russischer Zahlungsdienstleister, 
der von den Kriminellen Osteuropas gerne benutzt 
wird, hat ein Büro in Vilnius. Dort haben die Litauer 
Antwort auf alle ihre Anfragen bekommen, die sie 
uns ebenfalls zur Verfügung gestellt haben. 

Der litauische Verwerter hat zum Beweis der Tatsa-
che, dass er die Waren angeblich ordnungsgemäß 
gekauft hat, Abdeckrechnungen eines deutschen 
Einzelkaufmanns vorgelegt. Es war für die deut-
schen Ermittler unproblematisch, nachzuweisen, 
dass es sich um Scheinrechnungen handelte.

Die bei der Server-TKÜ in Rumänien angefallenen 
Log-in-Daten wurden von uns nach litauischen IPs 
gefiltert und den Kollegen geschickt. Dort konnte 
man zumindest in einem Fall feststellen, dass es sich 
um eine statische IP handelte, und im Anschluss 
den Besteller identifizieren. Da er auch in Dresden 
bestellt hat und die Kapazitäten der litauischen Poli-
zei begrenzt sind, wurde zwischen den JIT-Partnern 
abgesprochen, dass er nach Dresden ausgeliefert 
und hier angeklagt wird. Er ist inzwischen rechts-

Staatsanwaltschaft

Dachterrasse Generalstaatsanwaltschaft Litauen
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kräftig verurteilt, die Einziehungsentscheidung wur-
de abgetrennt. Sollte diese ebenfalls rechtskräftig 
werden, wird die Entscheidung einfach übermittelt 
und ohne große Umstände vollstreckt werden.

Die litauischen Durchsuchungsergebnisse wurden 
uns zur Verfügung gestellt, und wir konnten anhand 
des Protokolls immerhin drei Waren bestimmen, die 
in Deutschland in der Fahndung standen. Somit hat-
ten die Litauer den Beweis, dass diese Waren illegal 
besorgt worden sind. 

5. Höhepunkt 

Im Juni 2018 fand ein europaweiter Actionday unter 
der Koordination von Europol und mit Beteiligung 
von Eurojust statt. Dabei wurde der Haupttäter 
in Zypern festgenommen. Inzwischen ist er nach 
Dresden ausgeliefert und angeklagt. An diesem 
Aktionstag wurde auch in der Ukraine bei dem Pro-
grammierer durchsucht. Allerdings gab es Schwie-
rigkeiten bei der Durchführung der Durchsuchung 
dort. Angeblich seien alle Richter auf einer Fortbil-
dung, keiner könne das anordnen etc. Hier kamen 
sowohl persönliche Verbindungen als auch der uk-
rainische Verbindungsbeamte bei Eurojust zum Ein-
satz. Eine litauische Ermittlerin hatte Familie in der 
Ukraine und, wie es der Zufall will, darunter einen 
Richter. Nach einigen Telefonaten hat die Durchsu-
chung dann doch stattgefunden. Die Ergebnisse 
waren für unser Verfahren Gold wert.

6. Ausblick

Inzwischen hat sich Lettland dem JIT angeschlos-
sen, was uns einen Besuch in Riga einbrachte. 
Auch dort sind Besteller und Verwerter aktiv. Est-
land sollte zwischenzeitlich auch teilnehmen, hat 
dies aber im Ergebnis abgelehnt. Sie haben für sich 
keinen Mehrwert entdecken können. Inzwischen 
haben sie aber einen dortigen Verwerter verurteilt 
und uns das rechtskräftige Urteil auch übersandt. 
Wir streben eine Erweiterung mit der Ukraine an. 
Allerdings ist es dort aus verschiedenen Gründen 
schwierig. Hier ist der Prozess im Gange. Mehre-
re Haupttäter stammen von dort. Der in Dresden in 
Haft sitzende Angeschuldigte ist russischer Molda-
wier und hat beste Kontakte in die Ukraine. 

7. Schwierigkeiten

Auch in der harmonischsten Zusammenarbeit kriselt 
es manchmal. Andere Länder, andere Sitten, das gilt 
auch in der Strafverfolgung. Nicht alles, was die Li-
tauer behaupten, ist für uns verständlich. Umgekehrt 
ist es wahrscheinlich genauso. Hier ein paar prak-
tische Tipps: 

Der Austausch von Daten und Unterlagen erfolgt 
irgendwann so schnell, dass man den Überblick 
verliert. Hier hat es Sinn, dies genauer zu doku-
mentieren. Es stellt sich in solchen internationalen 
Großverfahren auch immer die Frage: Was darf an 
Informationen z. B. an Dritte weitergegeben werden 
und was nicht? Auch dies sollte klargestellt werden. 
Insbesondere sollte bei Rechtshilfeersuchen in drit-
te Länder gleich darauf hingewiesen werden, dass 
die Ergebnisse ebenfalls dem JIT-Partner zur Verfü-
gung gestellt werden sollen. 

Der Austausch auch von aktenrelevanten Inhalten 
erfolgt im JIT in der Regel per Mail, einfach weil es 
schneller geht. Nicht alles, was bei uns in die Akte 
gehört, gehört auch nach anderen Vorstellungen 
dort hinein. Hier haben irgendwann die Litauer die 
Hände über dem Kopf zusammengeschlagen, wie 
ich eine bestimmte Mail (die Informationen zuguns- 
ten des Angeklagten enthielt) habe in die Akte hef-
ten können und wie der Angeklagte davon erfahren 
habe (bei uns ganz normal über die Akteneinsicht 
des Verteidigers). Es hat mich einige Schreiben ge-
kostet, dies klarzumachen. Hier könnten vielleicht 
konkrete Hinweise im Vorfeld helfen. 

Über nichts mehr wundern: Der Rechtsstaat im 
Ausland wird etwas anders ausgelegt als bei uns. 
Dies gilt es zu akzeptieren und nicht zu belehren. 
Auch sonstige Eigenheiten lassen staunen. Als die 
oben erwähnte Ermittlerin die Durchsuchung in der 
Ukraine gerettet hatte, wurde ich gefragt, ob wir ihr 
seitens der Dresdner Staatsanwaltschaft nicht eine 
Belobigungsmedaille aushändigen könnten – puh, 
so etwas gibt es in der ganzen Justiz nicht. Das 
LKA hat schließlich einen schönen Gedenkwürfel 
ausgegraben, den ich mit einer feierlichen Rede 
überreicht habe. Überhaupt Souvenirs: Nicht alle 
sind so nüchtern wie wir und kommen auch ohne 
Geschenke aus. Deshalb lohnt es sich, sich über 
ein paar Mitbringsel Gedanken zu machen. Poldi 
kommt z. B. immer gut.

Die Abrechnungen bei Eurojust haben es in sich. 
Hier empfiehlt es sich, jemanden aus dem JIT da-
mit zu betrauen, der sich einarbeitet. Sonst gehen 
im Chaos der Anträge und Fristen wichtige Gelder 
verloren.

8. Fazit

Die JITs sind ein wichtiges Instrument bei grenz- 
überschreitenden Ermittlungen. Sie bereichern die 
tägliche Arbeit. Wer die Chance hat, bei einem JIT 
mitzumachen, sollte sie ergreifen.

Karin Schreitter-Skvortsov

Staatsanwaltschaft
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Abordnung

Es dürfte allgemein bekannt sein, dass die säch-
sische Justiz regelmäßig Abordnungen für Richter1 
und Staatsanwälte gleichermaßen an andere lan-
deseigene Gerichte, Staatsanwaltschaften oder Mi-
nisterien anbietet. Weniger bekannt sind indessen 
Abordnungen an Bundesgerichte und Behörden. 
Dabei sind der Blick über den Tellerrand und ein 
Ausflug über die Landesgrenzen hinaus ebenso 
lohnenswert. Neben den weithin über das Bundes-
gebiet verteilten obersten Gerichten des Bundes 
verdient der Generalbundesanwalt beim Bundesge-
richtshof (GBA) Beachtung. Besonders für Staats-
anwälte, aber auch für Richter, eröffnet sich hier die 
Gelegenheit, Ermittlungs- und Strafverfahren einmal 
aus anderer Perspektive zu erleben.

Was macht der GBA?

Im Ermittlungsbereich ist der GBA zuständig für die 
Verfolgung von Straftaten gegen die innere und die 
äußere Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland 
sowie für Straftaten nach dem deutschen Völker-
strafgesetzbuch2. Die innere Sicherheit wird vor 
allem durch terroristische Gewalttaten beeinträch-
tigt, die äußere Sicherheit durch Spionage und 
Landesverrat. Dementsprechend sind beim GBA 
zwei Ermittlungsabteilungen eingerichtet, die sich 

1	� Männliche Berufsbezeichnungen stehen im gesamten 
Beitrag der Einfachheit halber für jederlei Geschlecht. 
Die Autorin fühlt sich dadurch nicht gestört. Möge dies 
auch für die geneigte Leserschaft gelten.

2 	�W er es genauer wissen möchte, kann dazu nachlesen in 
§ 142 a Abs. 1 Satz 1 i. V. m. §§ 120 Abs. 1 und 2, 74 a 
Abs. 1 GVG.

jeweils aus neun bzw. sechs Referaten mit unter-
schiedlichen Zuständigkeiten zusammensetzen.

Außerdem wirkt der GBA an den Revisions- und Be-
schwerdeverfahren vor den Strafsenaten des Bun-
desgerichtshofs (BGH) mit3. Jedem BGH-Strafsenat 
steht ein Revisionsreferat in der GBA-Revisionsab-
teilung gegenüber.

Was mache ich beim GBA?

Wer sich zum GBA abordnen lässt, ist dort als wis-
senschaftlicher Mitarbeiter („HiWi“) tätig. Das gilt 
sowohl für Staatsanwälte als auch für Richter. Fak-
tisch arbeitet der Abgeordnete wie ein Staatsanwalt. 
Konkret bedeutet dies, dass anders als die wis-
senschaftlichen Mitarbeiter an den obersten Bun-
desgerichten der „HiWi“ beim GBA nicht lediglich 
den eigentlichen Entscheidern zuarbeitet, sondern 
eigene Ermittlungsverfahren bearbeitet und in roter 
Robe in Strafverfahren vor den Oberlandesgerich-
ten in der Regel gemeinsam mit einem „Planbeam-
ten“ sowie in Revisionsverfahren gar eigenständig 
vor dem BGH auftritt. Dabei wird allerdings auf die 
Einhaltung des hierarchischen Behördenaufbaus 
großen Wert gelegt, weshalb die Abstimmung mit 
dem Referatsleiter zu zahlreichen Aspekten uner-
lässlich ist.

Neben dem Generalbundesanwalt sind beim GBA 
im höheren Dienst als sogenannte „Planbeamte“ 

3 	 Vgl. §§ 135 Abs. 1 und 2, 142 Abs. 1 Nr. 1 GVG.

Eine Abordnung zum Generalbundesanwalt  
beim Bundesgerichtshof

Dienstgebäude Generalbundesanstalt
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(also beim GBA fest Verplante) Bundesanwälte (Be-
soldung R6), Oberstaatsanwälte beim BGH (Besol-
dung R3) und Staatsanwälte beim BGH (Besoldung 
R2) tätig. Wer beim Blick auf diese Besoldungs-
gruppen (Bund) schwach wird, dem sei verraten, 
dass vor einer Übernahme keine unerreichbar er-
scheinenden Hürden stehen: Voraussetzung für 
eine erfolgreiche Bewerbung als Staatsanwalt beim 
BGH ist derzeit, dass der Bewerber mindestens 
zehn Jahre im Justizdienst absolviert hat, davon 
drei als wissenschaftlicher Mitarbeiter beim GBA, 
wo er in jedenfalls zwei Abteilungen jeweils mindes- 
tens ein Jahr tätig gewesen und als übernahmege-
eignet beurteilt worden sein sollte.

Wie verläuft die Abordnung 
zum GBA?

Die Abordnungszeit beträgt regelmäßig drei Jahre. 
Bisher war es üblich, dass jeder „HiWi“ zunächst 
für zwei Jahre in einer der beiden Ermittlungsabtei-
lungen eingesetzt war, woran sich ein drittes Jahr 
in der Revisionsabteilung anschloss. Derzeit ist es 
aber nicht mehr für jeden „HiWi“ möglich, auch 
GBA-Revisionsluft zu schnuppern. Gleichwohl ist 
die Personalabteilung des GBA bestrebt, entspre-
chende Wünsche zu erfüllen.

Die Abordnung kann zudem verlängert werden. 
Das kommt insbesondere bei Teilnahme an einer 
laufenden Hauptverhandlung in Betracht, deren 
Ende außerhalb der ursprünglich vorgesehenen 
Abordnungszeit liegt. Nach dem Ablauf der Abord-

nungszeit geht der Staatsanwalt oder Richter ent-
weder wieder dahin zurück, woher er gekommen 
ist, oder wird nach erfolgreicher Bewerbung auf 
eine ausgeschriebene Stelle als Staatsanwalt beim 
BGH übernommen.

Welche räumlichen Verände-
rungen bringt eine Abordnung 
zum GBA mit sich?

Der GBA hat seinen Sitz beim Bundesgerichtshof. 
Dieser wiederum befindet sich in Karlsruhe4. We-
gen des ausgelagerten 5. –  und voraussichtlich 
bald auch 6.  – Strafsenats des BGH gibt es aber 
daneben auch eine Dienststelle des GBA in Leipzig 
mit derzeit einem und künftig wahrscheinlich zwei 
Revisionsreferaten.

Die räumliche Entfernung sollte also niemanden 
von einer Abordnung zum GBA abhalten. Vor allem 
für diejenigen, die sich zum GBA abordnen lassen 
möchten, um an zur Zuständigkeit des BGH gehö-
renden Revisionsverfahren mitzuwirken, besteht 
die Chance einer Abordnung ausschließlich an den 
Dienstsitz Leipzig5. In der Regel dauert eine solche 
Abordnung ein bis zwei Jahre. Freilich ist damit 
standortbedingt ein weitgehender Verzicht auf das 
„HiWi“-Leben in Karlsruhe verbunden.

Die Wohnungssuche in Karlsruhe gestaltet sich 
nicht ganz einfach. Allerdings hat bisher noch jeder 
„HiWi“ eine Bleibe gefunden. Unterstützung dabei 
gibt es insbesondere über den gemeinsamen Woh-
nungsverteiler der GBA-, BGH- und Bundesver-
fassungsgerichts-„HiWis“, in den scheidende wis-
senschaftliche Mitarbeiter ihre Wohnung einstellen 
können, um so künftige „HiWis“ auf ein Wohnung-
sangebot aufmerksam zu machen, bevor die Woh-
nung auf den umkämpften Wohnungsmarkt geht.

Es kommt hinzu, dass die meisten „HiWis“ während 
ihrer Abordnungszeit auch als Sitzungsvertreter in 
Strafverfahren eingesetzt werden. Anklagen des 
GBA erfolgen zu den Oberlandesgerichten6, und 
zwar in der gesamten Bundesrepublik, je nach ört-
licher Zuständigkeit. Für die Sitzungsvertreter sind 
damit – auch längere – Dienstreisen verbunden, 
die nach Hamburg, München, Berlin, Dresden, 
Düsseldorf, Stuttgart, Celle, Jena oder Naumburg 
führen können. Ebenso kann die „HiWi“-Tätigkeit 
beim GBA je nach Einsatzgebiet bundesweite 
Dienstreisen wegen Besprechungen mit den Lan-

4 	 Vgl. § 123 GVG.	
5 �	� Übrigens werden auch am Dienstsitz des BGH in Leipzig 

Stellen für HiWis angeboten. Derzeit ist dort eine wis-
senschaftliche Mitarbeiterin aus Sachsen tätig.

6 	 Vgl. § 142 a Abs. 1 Satz 1 GVG.
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deskriminalämtern, dem Bundeskriminalamt in Ber-
lin und Meckenheim, Teilnahmen an Anhörungen 
vor Gericht, wegen der Begleitung von Durchsu-
chungsmaßnahmen und der Gremienarbeit in den 
Gemeinsamen Extremismus- und Terrorismus-Ab-
wehrzentren GTAZ und GETZ in Berlin und Köln mit 
sich bringen.

Was mache ich beim GBA nach 
Feierabend?

Beim GBA sind derzeit etwa 60 „HiWis“ tätig. Sie 
kommen aus dem gesamten Bundesgebiet und 
bringen ihre Erfahrungen aus den Staatsanwalt-
schaften und Gerichten der Länder mit.

Die meisten „HiWis“ haben in Karlsruhe ihren Zweit-
wohnsitz genommen oder sind sogar ganz umge-
zogen. Dadurch wird es unter der Woche nach Fei-
erabend und selbst am Wochenende auch fern der 
Heimat, der Familie und des Freundeskreises nicht 
langweilig. Karlsruhe hat kulturell einiges zu bieten: 
angefangen vom Festival „Das Fest“ am dritten Ju-
liwochenende über ein Open-Air-Kino am Schloss 
Gottesaue in den Sommermonaten, die vom re-
nommierten Zentrum für Kunst und Medien (ZKM) 
konzipierten Schlosslichtspiele im August, Kon-
zerte, Oper, Ballett, Theater und Museen bis hin zu 
Zoobesuchen. Für Naturfreunde lohnen sich Aus-
flüge in den Schwarzwald und die Pfalz, und auch 
Frankreich mit dem sehenswerten Elsass sowie die 
Schweiz sind nicht fern. Und manch ein Kollege ist 
mittlerweile stolzer Besitzer einer Jahreskarte für 
den Europapark Rust.

Jeden Monat findet für alle „HiWis“ ein Stammtisch 
in wechselnden Lokalen statt. Jedes Jahr gibt es 
eine zwei- bis dreitägige „HiWi“-Fahrt, die im letzten 
Jahr nach Paris und dieses Jahr nach Amsterdam 
führt. Außerdem werden weitere gemeinsame Frei-
zeitaktivitäten organisiert. Dabei besteht ein enger 
und reger Austausch mit den ebenfalls in Karlsru-

he tätigen „HiWis“ des Bundesverfassungsgerichts 
und des BGH. Einmal im Jahr treffen sich die wis-
senschaftlichen Mitarbeiter aller obersten Bundes-
gerichte, des Bundesverfassungsgerichts und des 
GBA zum Bundes-WiMi-Treffen an wechselnden 
Gerichts- oder Behördenstandorten.

Worauf noch warten?

Sowohl durch die Tätigkeit in den Ermittlungsabtei-
lungen als auch – und besonders – in der Revisi-
onsabteilung werden Kenntnisse und Fertigkeiten 
erworben, die innerhalb der sächsischen Justiz nur 
wenigen Staatsanwälten und Richtern eröffnet sind. 
In den Ermittlungsabteilungen sind das vor allem 
die aufgrund der in Betracht kommenden Straftat-
bestände meist umfassend zur Verfügung stehen-
den Ermittlungsmaßnahmen. Zu deren Umsetzung 
ist auch die Zusammenarbeit mit dem Bundeskrimi-
nalamt besonders reizvoll. Und vor allem über die 
Arbeit an Revisionsverfahren, über deren Ausgang 
dann der BGH entscheidet, werden Kenntnisse 
über die sachgerechte und revisionsfehlerfreie Ver-
handlungsführung der Strafkammern erlernt, die 
bei einer Rückkehr in die sächsische Justiz gewiss 
nicht von Nachteil sein dürften.

In Karlsruhe sind wir derzeit zwei „HiWis“ aus der 
sächsischen Justiz, in Leipzig gibt es einen wei-
teren sächsischen „HiWi“. Das ist gegenüber frü-
heren Jahren schon eine recht zufriedenstellende 
Sachsen-Quote. Die Mehrheit stellen allerdings 
bayerische, baden-württembergische (jeweils über-
proportional aufgrund örtlicher Nähe) und nord- 
rhein-westfälische „HiWis“. Da ist noch Luft nach 
oben. Ein Blick über den sächsischen Tellerrand 
nach Karlsruhe zum GBA lohnt sich und es wäre 
erfreulich, wenn die eine oder der andere mehr die-
sen Schritt wagte.

Franziska Heerwig

Es gehört inzwischen zur guten Tradition, dass 
der SRV in Zusammenarbeit mit dem sächsischen 
Staatsministerium der Justiz eine Tagung für die Mit-
bestimmungsorgane ausrichtet. Dabei wendet sich 
die Tagung nicht nur an die Mitglieder der Mitbe-
stimmungsorgane, sondern an alle, die es werden 

wollen, die sich vorstellen könnten, es zu werden, 
oder die einfach nur das Thema interessant finden. 
Besonders begrüßten wir daher eine Noch-Assesso-
rin, die sich dem Thema widmen wollte. Außerdem 
hat sich ein Kollege aus Thüringen uns angeschlos-
sen. Dieses Jahr sollten nach langer Zeit wieder die 

Bericht über die Tagung „Mitbestimmung in  
der Justiz“ 2019

Tagungsbericht
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Grundlagen des Mitbestimmungsrechts thematisiert 
werden. Traditionell findet das Seminar in Schmoch-
titz statt und dauert eineinhalb Tage. Die Vertreter 
der verschiedenen Gremien sollen sich abends in 
der Scheune formlos austauschen können. 

Den Anfang bildete Herr Oeser, früher beim Fi-
nanzministerium, jetzt selbstständig tätig. Er blickt 
auf eine reiche Erfahrung in Mitbestimmungsgre-
mien und bei Fortbildungen in Meißen zurück und 
erläuterte die Grundzüge des sächsischen Perso-
nalvertretungsrechts im Zusammenspiel mit den 
Vorschriften des sächsischen Richtergesetzes. Den 
Nachmittag bestritt Rechtsanwalt Baunack, der in 
Berlin im Wesentlichen Personalvertretungen ver-
tritt. Er erläuterte uns, worauf beim Abschluss von 
Dienstvereinbarungen im Zusammenhang mit der 
Einführung von neuen EDV-Systemen zu achten ist. 
Dieser Vortrag kam ein wenig spät, denn am Vor-
tag hatten der Hauptpersonalrat, der Richterrat und 
der Landesstaatsanwaltsrat die aktuelle Dienstver-
einbarung zusammen mit der Staatssekretärin un-

terschrieben. Für künftige Vereinbarungen war der 
Vortrag aber dennoch sehr interessant. 

Am nächsten Tag erklärte Frau Ackermand den 
Stand des E-Akten-Projektes. Spannend dürfte hier 
vor allem der Beginn der Pilotierung am Landgericht 
Dresden werden. Auch dieser Vortrag gehört inzwi-
schen zum festen Inventar der Tagung. Zu guter 
Letzt führte uns Frau Mary Lindner in die Stressprä-
vention ein, die auch durch die Einführung neuer Ar-
beitsmittel, wie eben der E-Akte, erforderlich werden 
kann. Nach dem Mittagessen konnten dann alle mit 
einer Menge neuer Eindrücke nach Hause fahren. 

Für nächstes Jahr ist ein Schwerpunkt im Gesund-
heitsmanagement und bei der Zusammenarbeit der 
Richter- und Staatsanwaltsräte mit den Personalrä-
ten geplant. Jüngere Kollegen sind herzlich aufge-
fordert teilzunehmen! Assessorenbelange sollen in 
Zukunft ebenfalls stärker berücksichtigt werden.

Karin Schreitter-Skvortsov

Vor einhundert Jahren wurde die Weimarer Verfas-
sung verabschiedet. An dieses Jubiläum wurde 
schon vielfach erinnert. Der Schwerpunkt dieser Wür-
digungen lag – erwartungsgemäß – in der republika-
nischen und demokratischen Staatsform, der noch 
unvollkommenen Regelung von Grundrechten sowie 
der Erinnerung daran, dass der neuen Republik die 
Republikaner und der Demokratie die Demokraten 
fehlten. Dies bedarf keiner weiteren Wiederholung. 

Hier soll ein anderer Aspekt beleuchtet werden: die 
richterliche Unabhängigkeit in der Weimarer Verfas-
sung. Hierüber ist in den wissenschaftlichen Veröf-
fentlichungen aus Anlass des Jubiläums nur wenig 
zu finden. Nach Gusy habe die WRV insoweit ledig-
lich die Errungenschaften der Rechtsentwicklung 
vor 1918 positiviert1. Di Fabio lässt die Richter in 
seinem Buch zur Weimarer Verfassung gänzlich un-
erwähnt2. Auch Hillgruber würdigt im umfangreichen 
rechtsgeschichtlichen Vorspann seiner 2008er-Kom-
mentierung des Artikels 97 GG im Maunz/Dürig die 
Weimarer Verfassung gerade auf drei Zeilen. Er stellt 

1 �	� 100 Jahre Weimarer Verfassung. Eine gute Verfassung in 
schlechter Zeit, 2019, S. 249.

2 �	D ie Weimarer Verfassung. Aufbruch und Scheitern, 
2018.

lediglich fest, dass die Verfassung die sachliche 
und die persönliche Unabhängigkeit der Richter in 
getrennten Vorschriften garantiere. Und selbst Ger-
hard Anschütz als zeitgenössischer Kommentator 
der Weimarer Verfassung vermerkt, die Verfassung 
habe lediglich einen alten Satz, der zuvor aus den 
konstitutionellen Verfassungen der deutschen Staa-
ten in § 1 GVG gelangt war, übernommen, auf alle 
Gerichtsbarkeiten erweitert und die richterliche Un-
abhängigkeit unter den Schutz und die Garantie der 
Verfassung gestellt3.

Geregelt war in Art. 102 WRV: „Die Richter sind un-
abhängig und nur dem Gesetz unterworfen“ und in 
Art. 104 Absatz 1 WRV: „Die Richter der ordentlichen 
Gerichtsbarkeit werden auf Lebenszeit ernannt. Sie 
können wider ihren Willen nur kraft richterlicher Ent-
scheidung und nur aus den Gründen und unter den 
Formen, welche die Gesetze bestimmen, dauernd 
oder zeitweise ihres Amtes enthoben oder an eine 
andere Stelle oder in den Ruhestand versetzt wer-
den. (…)“

3 ��	�D ie Verfassung des Deutschen Reiches vom 11. August 
1919. Ein Kommentar für Wissenschaft und Praxis, 14. 
Aufl. 1933, Nachdruck 1968, Art. 102 Nr. 1.

Die richterliche Unabhängigkeit nach der 
Weimarer Verfassung
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1. Vorgeschichte

Im Unterschied zur Weimarer Verfassung hatte die 
Verfassung des Kaiserreichs von 1871 die richter-
liche Unabhängigkeit noch nicht erwähnt. Dafür hat-
te auch kein unmittelbares Bedürfnis bestanden. Bei 
der Gründung des Kaiserreichs galten in den Bun-
desstaaten noch Partikularrechte. Auf der Reichs- 
ebene ging es zunächst nur um die Schaffung der 
Rechtseinheit im bürgerlichen Recht, im Strafrecht 
und in den Prozessrechten. Daher beschränkte sich 
die Verfassung auch auf eine Gesetzgebungskom-
petenz des Reiches für das Obligationenrecht, spä-
ter für das gesamte bürgerliche Recht, das Strafrecht 
und das gerichtliche Verfahren (Artikel 4 Nr.  18). 
Zwar gab es mit dem schon existierenden (Bundes- 
bzw.) Reichsoberhandelsgericht und dem mit dem 
Inkrafttreten der Reichsjustizgesetze am 1. Oktober 
1879 errichteten Reichsgericht auch auf der Reichs- 
ebene Gerichte und Richter. Deren Existenz und Sta-
tus waren aber nur in einfachen Gesetzen geregelt. 
Im Übrigen blieb die Justiz Angelegenheit der Bun-
desstaaten. 

In den Bundesstaaten der Kaiserzeit waren die Re-
gelungen zum Status der Richter allerdings durch-
aus unterschiedlich stark ausgeprägt. Die häufig als 
Referenz herangezogene Preußische Verfassung 
von 1850 regelte in Artikel  86 die sachliche Unab-
hängigkeit in der Weise, dass richterliche Gewalt 
durch unabhängige, keiner anderen Autorität als 
der des Gesetzes unterworfene Gerichte ausgeübt 
werde. Die für die sachliche Unabhängigkeit er-
forderliche persönliche Unabhängigkeit der Rich-
ter sicherte Artikel  87 Absatz  1 dieser Verfassung. 
Nach ihm wurden Richter auf Lebenszeit ernannt 
und konnten nach Artikel 87 Absatz 2 nur auf einer 
gesetzlichen Grundlage und durch Richterspruch 
entlassen oder gegen ihren Willen versetzt werden. 
Diese Regelung reflektierte bereits die Entwicklung 
nach der Revolution von 1848/49 und der Verfassung 
der Paulskirche (dort Artikel X §§ 175 und 1774). Sie 
war aber kein reichsweiter Konsens. So kannten etwa 
die Verfassungen der Königreiche Bayern und Würt- 
temberg von 1819, zwei der ältesten, bis 1918 noch 
gültigen Verfassungen von Bundesstaaten, zwar ein 
gewisses Maß an persönlicher richterlicher Unab-
hängigkeit (Teil VIII § 3 Bayern; § 46 Württemberg).  

4 �	�A rtikel X § 175: „Die richterliche Gewalt wird selbst-
ständig von den Gerichten ausgeübt. Cabinets- und 
Ministerialjustiz ist unstatthaft. (…)“; § 177: „Kein Richter 
darf, außer durch Urtheil und Recht, von seinem Amt 
entfernt, oder an Rang und Stand beeinträchtigt wer-
den. Suspension darf nicht ohne gerichtlichen Beschluß 
erfolgen. Kein Richter darf wider seinen Willen, ausser 
durch gerichtlichen Beschluß in den durch das Gesetz 
bestimmten Fällen und Formen, zu einer andern Stelle 
versetzt oder in Ruhestand gesetzt werden.“

Sachlich waren die Gerichte aber nur „innerhalb 
der Grenzen ihrer amtlichen Befugnis (Teil VIII §  3 
Bayern) bzw. ihres Berufs (§  93 Württemberg) un-
abhängig“. Die Gerichtsbarkeit stand zudem weiter 
unter der Oberaufsicht des jeweiligen Königs (Teil 
VIII § 1 Bayern; § 92 Württemberg). Dies nahm die 
Richter zwar von jedem Einfluss auf die Einzelfallent-
scheidung aus, beließ dem Staatsoberhaupt aber die 
Befugnis, die Richter „zur Einhaltung ihrer Pflicht zu 
noethigen“ und „Rechtsverletzungen der Richter un-
tersuchen und zur Strafe bringen zu lassen“5. Zudem 
bestand für die Verfassungsregelungen zur richter-
lichen Unabhängigkeit ein gewisses Vollzugsdefizit, 
denn in Bayern wurde die Patrimonialgerichtsbarkeit 
erst 1848 abgeschafft und Justiz und Verwaltung 
wurden vollständig erst 1861 getrennt6. Im Königreich 
Sachsen war die richterliche Unabhängigkeit ähnlich 
schwach angelegt. § 47 Satz 1 der Verfassung von 
1831 regelte nur, dass alle Gerichtsstellen bei Aus-
übung ihres richterlichen Amtes „innerhalb der Gren-
zen ihrer Competenz von dem Einflusse der Regie-
rung unabhängig sind“. Die Regelung der „nöthigen 
Unabhängigkeit des Richteramts“ überließ § 44 der 
Verfassung einem besonderen Gesetz. Zumindest 
die Oberaufsicht des Königs, die noch in den Verfas-
sungsentwürfen des Geheimrats v. Carlowitz7 und im 
Entwurf der Staatsregierung8 enthalten war, im bear-
beiteten Entwurf des Cabinetsministers v. Lindenau9 

aber gefehlt hatte, regelte die Verfassung nicht mehr.

Damit hatte also § 1 GVG bereits eine rechtliche Ver-
besserung für die sachliche Unabhängigkeit mit sich 
gebracht. Die persönliche Unabhängigkeit hatten  

5 �	� Mohl, Staatsrecht des Königreichs Württemberg, Zwei-
ter Teil, 1831, S. 263.

6 ��	� v. Seydel, Staatsrecht des Königreichs Bayern, 2. Aufl. 
1894, S. 77.

7 ��	�D ort Nr. 82 Satz 2, abgedruckt in: v. Witzleben, Entste-
hung der Constitutionellen Verfassung des Königreichs 
Sachsen, 1881, S. 330.	

8 ��	�D ort § 41 Satz 2, abgedruckt, in: v. Witzleben, a. a. O.,  
S. 370.

9 	A bgedruckt, in: v. Witzleben, a. a. O., S. 357.

Rechtsgeschichte
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§§ 6 und 8 GVG geregelt10. Dass diese Vorschrif-
ten nur die ordentliche Gerichtsbarkeit betrafen, 
steht dem nicht entgegen. Fachgerichtsbarkeiten 
in unserem heutigen Verständnis waren zur Zeit der 
Reichsjustizgesetze noch unbekannt; selbst die im 
Entstehen begriffene Verwaltungsgerichtsbarkeit be-
stand 1877 nur in einzelnen Bundesstaaten und war, 
wo sie bereits existierte, sehr unterschiedlich gere-
gelt und nicht in den Händen unabhängiger Richter.

2. Situation in Weimar

Trotz der Vorläufervorschriften war die richterliche 
Unabhängigkeit 1919 keine reine Selbstverständlich-
keit. Gerichte und Richter wurden zumindest in Teilen 
der Öffentlichkeit kritisch betrachtet. Das hatte Aus-
wirkungen auf die Regelung der sachlichen wie der 
persönlichen Unabhängigkeit der Richter.

Während Gusy die sog. Vertrauenskrise der Justiz als 
eine Randerscheinung der damaligen Debatte be-
zeichnet, führt Anschütz dazu noch inhaltlich aus11: 
Abgeordnete der USPD wollten die Rechtsprechung 
der Oberaufsicht des Reichstages unterstellen. 
Ähnliche Vorstellungen wird mancher auch heute in 
der ein oder anderen Drucksache des Sächsischen 
Landtags wiederfinden. Die Reichsregierung trat dem 
seinerzeit mit drastischen Worten entgegen und cha-
rakterisierte die parlamentarische Kabinettsjustiz als 
ein Unternehmen, das geeignet sei, alle Fundamente 
einer vertrauenswürdigen Rechtspflege zu zerstören. 
Damit war die sachliche Unabhängigkeit der Richter 
grundsätzlich und überzeugend durchgesetzt. Das 
schloss Anfechtungen dennoch nicht aus. So wur-
de am Anfang der Weimarer Zeit auch über andere 
Beschränkungen der Justiz nachgedacht, etwa ob 
der Gesetzgeber in Form des Parlaments oder des 
Volkes ihrer Art nach richterliche Entscheidungen an 
sich ziehen könnte, z. B. indem Strafen unmittelbar 
durch das Gesetz angeordnet werden. Auch dies 
setzte sich letztlich aber nicht durch.

In personeller Hinsicht erweiterte die Weimarer Ver-
fassung den Anwendungsbereich der sachlichen 
Unabhängigkeit auf die Richter aller Gerichtsbar-
keiten, also insbesondere auch auf die Richter der 
Verwaltungsgerichtsbarkeit. Das galt aber nur, soweit 
die Streitentscheidung tatsächlich durch Gerichte 
und nicht durch verwaltungsinterne Beschwerdein-
stanzen zu treffen war12, wobei die nach Artikel 107 

10 �	�§ 6: „Die Ernennung der Richter erfolgt auf Lebenszeit“; 
§ 8: „Richter können wider ihren Willen nur kraft richterli-
cher Entscheidung und nur aus den Gründen und unter 
den Formen, welche die Gesetze bestimmen, dauernd 
oder zeitweise ihres Amts enthoben oder an eine andere 
Stelle oder in Ruhestand versetzt werden. (…)“

11 	A. a. O., Nr. 2.
12 	Anschütz, a. a. O., Nr. 8.

WRV von den Ländern einzurichtenden Verwaltungs-
gerichte noch als Teil der Behördenorganisation ver-
standen wurden13.

Die persönliche Unabhängigkeit behielt Artikel  104 
WRV ausdrücklich den Richtern der ordentlichen 
Gerichtsbarkeit vor. Im Übrigen lag der Schwerpunkt 
der zeitgenössischen Diskussion der persönlichen 
Unabhängigkeit der Richter auf dem Lebenszeitprin-
zip und der Berufung in das Richteramt durch Ernen-
nung. 

Für das Lebenszeitprinzip hatten sich insbesonde-
re Richterkreise unter Berufung auf §§ 6 und 8 GVG 
starkgemacht und die Reichsregierung von einer Ab-
sage an eine befristete oder eine unbefristete, aber 
unter dem Vorbehalt der jederzeitigen Abberufung 
stehende Berufung in das Richteramt überzeugt, 
denn „die dauernde Stellung des Richters ist bei der 
Rechtspflege das Entscheidende“14. Das Lebens-
zeitprinzip war zwar nicht nur aus dem GVG bekannt, 
aber für das Beamtenrecht stellte Artikel  129 Abs. 
1 Satz 1 WRV es unter den Vorbehalt einer abwei-
chenden (landes-)gesetzlichen Regelung. 

Gerungen wurde auch um die Art der Übertragung 
des Richteramtes. In der Nationalversammlung hat-
ten die Vertreter der USPD beantragt, die Richter 
durch das Volk wählen zu lassen. Dieses Ansinnen 
wurde durch die Formulierung „ernannt“ verworfen. 
Nicht ausgeschlossen werden sollten aber Beset-
zungsentscheidungen durch ein Richterwahlgremi-
um aus Justizverwaltung, Richtern und Rechtsanwäl-
ten, das erstmals für Bremen im Jahr 1920 eingeführt 
wurde15. Auch die Regelung zur Abberufung von 
Richtern hatte letztlich einen anderen Hintergrund, 
als wir ihn heute vermuten würden. Dass eine Ab-
berufung dem Richterspruch vorbehalten war, sollte 
vor allem eine Amtsenthebung durch Volksentscheid 
verhindern16.

3. ResÜmEe

Die Weimarer Verfassung hat mit Blick auf die rich-
terliche Unabhängigkeit zu einer Rechtsvereinheitli-
chung auf dem damals höchsten Niveau geführt und 
diese gegen parlamentarische Anfechtungen vertei-
digt. Dass die richterliche Unabhängigkeit gemein-
sam mit der Verfassung unterging, ist weniger das 
Verschulden der Verfassung als das der handeln-
den Personen. Richterliche Unabhängigkeit (über-)
lebt nur, wo sie auch gelebt wird.

Dr. Andreas Stadler

13 	Anschütz, a. a. O., Art. 107 Nr. 1.
14 	Anschütz, a. a. O., Art. 104 Nr. 4.
15 	Anschütz, a. a. O., Nr. 5.
16 	Anschütz, a. a. O., Nr. 7.
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Beitrittserklärung

Sächsischer Richterverein e. V.
c/o Frank Ponsold
Amtsgericht Dresden
Roßbachstraße 6
01069 Dresden

Beitrittserklärung

Ich trete dem Sächsischen Richterverein e. V. bei.

		
Name	 Vorname	G eburtsdatum

Amtsbezeichnung	 Dienststelle	B esoldungsgruppe

Privatanschrift

Der jährliche Mitgliedsbeitrag beträgt zurzeit:
• für die Besoldungsgruppe R1 150,00 Euro,
• für die Besoldungsgruppe R2 160,00 Euro und
• ab der Besoldungsgruppe R3 180,00 Euro.

 �Ich ermächtige den Sächsischen Richterverein e. V., meinen jährlichen Mitgliedsbeitrag von folgendem Konto 
abzubuchen:

		
IBAN	B IC	K ontoinhaber, falls abweichend

 �Ich erteile keine Einzugsermächtigung und zahle den Mitgliedsbeitrag direkt auf das beim jeweiligen Bezirksgrup-
penvorstand zu erfragende Konto der Bezirksgruppe.

Ich bin damit einverstanden, dass der Sächsische Richterverein diese Daten für die Zwecke der Mitgliederverwaltung 
verarbeitet.

	
Ort, Datum	U nterschrift

Sächsischer Richterverein
Verein der Richter und Staatsanwälte in Sachsen
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